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Die Bundesrechtsanwaltskammer macht zu dem Entwurf eines Gesetzes zur 

Vereinfachung des Insolvenzverfahrens folgende Anmerkungen: 

 

Art. 1 Nr. 3 
In Art. 1 Nr. 3a) sollte bei der Änderung von § 8 Abs. 1 InsO zur Klarstellung der 

Zusatz „und private Kurierdienste“ nach den Worten „zur Post“ eingeführt wer-

den sollte, da es zunehmend private Anbieter gibt. 

 

Art. 1 Nr. 14 
Durch Art. 1 Nr. 14 des Gesetzentwurfes wird ein neuer Abs. 2 und 3 an § 35 

InsO angefügt.  In § 35 Abs. 3 müsste ein Verweis auf § 160 InsO erfolgen. Es 

wird angeregt, die vorgeschlagene Änderung in Abs. 2 im letzten Satz folgen-

dermaßen zu ergänzen: § 160 Abs. 1 und § 295 Abs. 2 gelten entsprechend.  

 
 


